
Bundessozialgericht

Age-‚n321.39-35122.

I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

„Zugestellt am
V ' “ e e n.\15„ März 4975 g %

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 42„ Senat des Bundessozialgerichts hat nach Lage

der Akten am 2° März 4975 durch den Vorsitzenden Richter

Dr° H a u g , die Richter Dr„ F r i e d e r i c h s
und B u r g e r und die ehrenamtlichen Richter

H a u s e n und S c h ö n f e l d

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vomv

16° N0vember 4971 aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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___,_„_‚_‚.„___„___

Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger die Ver—
sichertenrente wegen Berufsunfähigkeit zusteht°

Der im Jahre 4914 geborene Kläger erlernte keinen Beruf°

Er war zuletzt — bis September 1967 — als Montagchelfer

versicherungspflichtig beschäftigt„

Die Beklagte lehnte seinen Rentenantrag aufgrund des ärzt—

lichen Untersuchungsergebnisses ab (Bescheid vom 40 No—

vember 4968)0 Die Klage hatte keinen Erfolg (Urteil des

Sozialgerichts —SG—vom 24„ hai 4969)„ Auf die Berufung

des Klägers verpflichtete das Landessozialgericht (LSG)

die Beklagte zur Gewährung der Rente wegen Berufsunfähig—
keit vom 1„ Juli 1968 an° Die auf die Bewilligung der Er—

werbsunfähigkeitsrente gerichtete Berufung wies es zurück°

Das LSG hat in tatsächlicher Hinsicht festgestellt‚ der

Kläger könne nach den überzeugenden Beurteilungen der ge—

hörten ärztlichen Sachverständigen nur noch leichte Ar—

beiten im Sitzen mit Unterbrechungen durch Stehen und Umher—

- gehen in geschlossenen Räumen ganztägig verrichten, wobei

Tätigkeiten mit schwerem Heben, Tragen sowie häufigem

Bücken, unter Zeitdruck und an gefährdeten Arbeitsplätzen

ausgeschlossen seien° Außerdem dürfe der zur Erreichung der

irbeitsstätte zurückzulegende Fußweg nicht mehr als 4 km

betragen° Auch wenn man mit Rücksicht auf die vorhandene

Gangstörung den zumutbaren Arbeitsweg entsprechend den Aus—

führungen des Sachverständigen Profo Dr° G ;ggggg;auf 500 m
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verkürzen würde, hätte dies auf die Erwerbsfähigkeit prak— ‚
tisch keinen Einfluß, weil der in Flensburg wohnende Kläger

im Hinblick auf das gut ausgebaute Verkehrsnetz im engeren

und weiteren Bereich der Stadt auch dann einen Arbeitsplatz

erreichen könnte° Mit dem erheblich eingeschränkten Leistungs—

vermögen sei jedoch die Erwerbefähigkeit des nach seinem

Berufsbild auf das-allgemeine Arbeitsfeld zu verweisenden

Klägers auf weniger als die Hälfte derjenigen eines kör—

perlich und geistig gesunden vergleichbaren Versicherten

herabgesunken„ Der Kläger sei somit berufsunfähig im Sinne

des 3 1246 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO)° Da—

gegen bestehe noch keine Erwerbsunfähigkeit, weil der Klä—

ger mit dem festgestellten Leistungsvermögen noch mehr als

4/5 der Einkünfte eines vergleichbaren gesunden Versicher—

ten dureh Arbeit verdienen könne° Da überdies die tägliche

Einsatzfähigkeit als solche keine zeitliche Einschränkung

erfahre, erübrigtcn sich Nachforschungen darüber, ob in

dem Wohnbezirk des Klägers oder dessen näherer Umgebung

eine hinreichende Anzahl von geeigneten Arbeitsplätzen

vorhanden sei (Urteil vom 46° November 4974)„

Mit der nicht zugelassenen Revision rügt die Beklagte

'wesentliche Verfahrensmängel, die sie u„a„ auf eine nicht
ausreichende Angabe von Urteilsgründen und auf eine Über—

schreitung der Grenzen des Rechts der freien richterlichen

Beweiswürdigung stützt°

Die Beklagte beantragt‚ das Urteil des Schleswig—Hol—

steinischen Landessozialgerichts vom 46„ November 1974
aufzuheben und die Berufung zurückzuweiseno

Der Kläger ist nicht durch einen beim Bundessozialgericht

(BSG) zugelassenen Prozeßbevollmächtigten (% 166 des
Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)vertretene
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II

Die Revision ist gemäß 5 462 Abs„ 4 Nr„ 2 see statthaft,
weil der formgerecht im Sinne von 5 464 Abs„ 2 Satz 2 SGG

gerügte wesentliche Verfahrensmangel einer Verletzung des

3 428 Abs° 4 SGGvorliegt°

Die Revision rügt zutreffend‚ daß das LSG seine Entschei—

dung über die Berufsunfähigkeit lediglich mit dem medi—

zinisch festgestellten Leistungsvermögen des Klägers sowie

mit dem Wortlaut des 5 4246 Absa 2 Satz 4 BVG und damit

unzureichend begründet hat„ Nach 8 428 Absc 4 SGG ent—

scheidet das Gericht nach seiner freien‚ aus dem Gesamt—

ergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung (Satz 4)

und es hat im Urteil die Gründe anzugeben‚ die für die

richterliche Überzeugung leitend gewesen sind (Satz 2)„
Das LSG war demnach verfahrensrechtlich gehalten‚ sich im

Urteil zu äußern, ob sie die von ihrem Rechtsstandpunkt

rechtserheblichen Tatsachen für festgestellt erachtet (so

ständige Rechtsprechung des BSG: vgl„ Urteile vom 450 De—

zember 4956 und 24, September 4968 in SozR Nr„ 68 und

Nr„ 487 zu 3 462 SGG)„ Bei Beachtung der materiellen

Rechtsauffassung des LSG — mit dem zeitlich uneingeschränk—

ten‚ im übrigen aber erheblich geminderten Leistungsvermögen

sei die Erwerbsfähigkeit des Klägers auf weniger als die

Hälfte derjenigen eines vergleichbaren gesunden Versicher—

ten herabgesunken — hätte es aber zusätzlicher Feststel—

lungen bedurft über die Höhe des mit der Leistungsfähig—

keit des Klägers noch erzielbaren Arbeitsverdienstes und

über die Höhe der sogenannten gesetzlichen Lohnhälfte eines

vergleichbaren gesunden Versicherten„ Derartige Feststel—

lungen des LSG fehlen indes° Das Verfahren des Berufungs—

gerichts leidet somit an einem wesentlichen Mangel, weil

..5-
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_ 5 ‚

das LSG entgegen seiner aus @428 Abs° 4 SGGabzuleitenden

Verpflichtung nicht die tatsächlichen Feststellungen ge—

troffen hat, von denen die Entscheidung des Rechtsstreits
nach seinem sachlich—rechtlichen Standéunkt abhängt (eben—

so BSG—Urteilvom24„ September4968eeo)„ '

Den für die Ablehnung der Erwerbsunfähigkeit angeführten

Urteilsgründen läßt sich allenfalls entnehmen, daß das LSG

— ohne dies ausdrücklich zu sagen « aufgrund einer ange—
nommenen Gerichtskunde (Tatsachenwissen) bzw° eines be—

sonderen Erfahrungssatzes von der Feststellung ausgeht‚

daß auf Vollzeitarbeitsplätzen bei erheblichen gesund-

heitlichen Einschränkungen nur Einkünfte erzielt werden7

die zwar mehr als geringfügig sind‚ aber unter der Lohn—

hälfte eines vergleichbaren gesunden Versicherten liegen„

Wenn das LSG aber eine dahingehende Gerichtskunde oder

einen diesbezüglichen besonderen Erfahrungssatz verwerten

wollte‚ hätte es im Urteil angeben müssen, woher es die

entsprechende Kenntnis hat (vgl° BSG in SozR Nr„ 86 und

Nr° 87 zu S 128 SSG)° Auch solche Angaben fehlen indes
im angefochtenen Urteil, so daß insoweit ebenfalls ein

Verstoß gegen @ 128 Abs„ 4 SGG gegeben ist°

Die fehlenden Angaben über die Grundlage einer etwaigen
Gerichtskunde oder eines etwaigen Erfahrungssatzes machen

es dem erkennenden Senat unmöglich zu prüfen, ob die Ent—
scheidung über die Berufsunfähigkeit des Klägers auf der—
artige richterliche Tatsachenkenntnisse gestützt werden

könnte° Sollte dies nicht zutreffen, so wäre das LSG ge—
halten‚ konkret aufzuklären, ob und gegebenenfalls welche

Einsatz— und Verdienstmöglichkeiten beim Leistungsvermögen

des Klägers noch bestehen° Hierbei wird das LSG zu be—

achten haben‚ daß sich der Kläger als Vollzeitarbeits-

kraft — räumlich gesehen — in der Regel auf das für ihn

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 _

geeignete Arbeitsfeld des gesamten Bundesgebietes verweisen

lassen muß (vgl° die Urteile des erkennenden Senats vom

28° April 1974 —Az„: 12 RJ 408/70 und 12 RJ 498/70 — im

Anschluß an BSG 30„ 467)„ -

Die‘wegen der aufgezeigten Mängel im Verfahren des Berufungs—

gerichts (Verstöße gegen 5 428 Abs° 1 SGG) zulässige Re—

vision ist daher insoweit begründet, als das angefochtene

Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit an das LSG zu neuer

Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen werden muß

(5 470 Abs° 2 Satz 2 see)„

Die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens bleibt der

den Rechtsstreit abschließenden Entscheidung vorbehalten°
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